
Anlage 2  zum Rahmenvertrag für die vollstationäre Pflege gemäß § 75  

Abs. 1 SGB XI für das Land Baden-Württemberg 

Vergütungszuschläge für pflegebedürftige Personen  

gemäß § 43 b SGB XI in vollstationären Pflegeeinrichtungen in  

Baden-Württemberg 

 

 
 

§ 1 

Grundlagen 
 

(1) Auf der Basis des §§ 43 b, 84 Abs. 8, 85 Abs. 8 SGB XI und den Richtlinien 

nach § 53c SGB XI zur Qualifikation und zu den Aufgaben von zusätzlichen Be-

treuungskräften in stationären Pflegeeinrichtungen (Betreuungskräfte-RI) in der 

ab dem 01.01.2017 geltenden Fassung werden die nachfolgenden Vereinba-

rungsinhalte beschlossen. 

 

(2) Gemäß § 43b SGB XI besteht für alle Pflegebedürftigen (Pflegegrad 2 bis 5) in 

vollstationären Einrichtungen, auch für Pflegebedürftige mit Pflegegrad 1, ein 

Rechtsanspruch auf Maßnahmen zur zusätzlichen Betreuung und Aktivierung 

durch die Pflegeeinrichtung. 

 

(3) Zu den vollstationären Pflegeeinrichtungen gehören Pflegeheime mit einem 

Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI. 

 

(4) Voraussetzung für die Erbringung der Leistungen der zusätzlichen Betreuung 

und Aktivierung ist, dass der Pflegebedürftige Leistungsbezieher nach dem 

SGB XI ist. Hierfür ist ein geeigneter Nachweis der zuständigen Pflegekasse 

ausreichend. 

 

(5) Die Einrichtung stellt sicher, dass die Pflegebedürftigen bzw. ihre Angehöri-

gen/gesetzlichen Betreuer nachprüfbar und deutlich darauf hingewiesen wer-

den, dass für das – über die nach Art und Schwere der Pflegebedürftigkeit not-

wendige Versorgung hinausgehende – zusätzliche Betreuungsangebot ein Ver-

gütungszuschlag durch die Pflegekassen bezahlt wird. 
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(6) Pflegebedürftige haben leistungsrechtlich einen Individualanspruch gegenüber 

der Pflegeversicherung. Im Sinne dieser Anlage zum Rahmenvertrag ist zusätz-

liches Personal in den Einrichtungen bereit zu stellen und durch die Pflegeversi-

cherung zu finanzieren. 

 
§ 2 

Leistung der zusätzlichen Betreuung und Aktivierung 
 

(1) Die Einrichtungsträger sind verpflichtet, eine Konzeption vorzuhalten, aus der 

hervorgeht, worin die zusätzliche Betreuung und Aktivierung der Pflegebedürfti-

gen besteht. Diese Konzeption ist auf Verlangen der jeweils zuständigen Pfle-

gekasse vorzulegen.  

 

Als Betreuungs- und Aktivierungsmaßnahmen kommen Maßnahmen und Tätig-

keiten in Betracht, die geeignet sind, das Wohlbefinden, den physischen Zu-

stand oder die psychische Stimmung der betreuten Menschen positiv zu beein-

flussen. Die zusätzliche Betreuung soll sich an den Wünschen und Fähigkeiten 

der Menschen orientieren und richtet sich nach den Betreuungskräfte-

Richtlinien in der jeweils gültigen Fassung. 

 

(2) Die zusätzlichen Leistungen erweitern die Betreuung und Aktivierung von Pfle-

gebedürftigen. Die regelhaft zu erbringenden Leistungen der Betreuung nach §§ 

42, 43 SGB XI bleiben davon unberührt und werden nicht auf die zusätzlichen 

Betreuungskräfte verlagert. Die zusätzliche Betreuung und Aktivierung ist in en-

ger Kooperation und fachlicher Absprache mit den Pflegekräften, Mitarbeitern 

des Sozialen Dienstes und des sonstigen Personals der Pflegeeinrichtung in 

Form von Gruppen- oder Einzelangeboten zu erbringen. 

 

(3) Voraussetzung für die Zahlung des Vergütungszuschlages ist die tatsächliche 

Vorhaltung eines Angebotes von zusätzlicher Betreuung und Aktivierung der 

Pflegebedürftigen gem. § 1 Abs. 1 dieser Vereinbarung und die tatsächliche 

Vorhaltung zusätzlicher Betreuungskräfte, in vollstationären Einrichtungen in ei-

nem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis gemäß § 85 Abs. 

8 Nr. 1 SGB XI. 

 

(4) Die Qualifikation der zusätzlichen Betreuungskräfte entspricht den Anforderun-

gen der Betreuungskräfte-Richtlinien in der jeweils gültigen Fassung. 
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(5) Die zusätzlichen Betreuungskräfte werden in der Regel mit einem Schlüssel von 

1:20 für die Betreuung der betreffenden Pflegebedürftigen vorgehalten. 

 

§ 3 

Vergütungszuschlag und personelle Ausstattung 
 

(1) Nach § 84 Abs. 8 und § 85 Abs. 8 SGB XI bezahlt die jeweils zuständige Pfle-

gekasse für Pflegebedürftigen einen Vergütungszuschlag, welcher gemäß § 85 

Abs. 8 SGB XI zwischen dem Träger der vollstationären Pflegeeinrichtung und 

den Pflegekassen vereinbart wird. Hierbei wird ein Personalschlüssel von, in der 

Regel, 1 : 20 und 30,42 Berechnungstage je Monat zu Grunde gelegt. 

 

(2) Mit dem Vergütungszuschlag nach Abs. 1 sind alle Leistungen der zusätzlichen 

Betreuung und Aktivierung für die Pflegebedürftigen abgegolten. 

 

§ 4 

Abrechnung und Zahlungsweise 

 

(1) Der Vergütungszuschlag wird gem. § 87 a SGB XI pro Monat berechnet. Der 

Zuschlag kann abgerechnet werden, wenn die pflegebedürftige Personen min-

destens einen vollen Tag pro Monat in der Pflegeeinrichtung anwesend ist. Bei 

Pflegebedürftigen, die als Leistungsbezieher über die Kurzzeitpflege oder über 

die Verhinderungspflege als Erstattungsleistung in vollstationären Einrichtungen 

betreut werden, erfolgt eine taggenaue Abrechnung des kalendertäglichen Zu-

schlags orientiert an den tatsächlichen Anwesenheitstagen. 

 

Protokollnotiz zu Abs. 1: 

 

In Ergänzung zu § 4 Abs. 1 gilt in den Fällen, bei denen ein Bewohner innerhalb 

eines Monats von der Kurzzeitpflege oder Verhinderungspflege in die vollstatio-

näre Pflege innerhalb derselben Einrichtung wechselt, dass eine Abrechnung 

der Leistungen nach § 43b SGB XI als Monatspauschale erfolgt, wenn der Be-

wohner mindestens einen vollen Tag des Monats im Rahmen der vollstationä-

ren Pflege in der Einrichtung anwesend ist. Eine zusätzliche taggenaue Ab-

rechnung für die Zeit des Kurzzeitpflege- oder Verhinderungspflegeaufenthaltes 
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ist nicht möglich. Für die Abrechnung und Zahlungsweise gilt der § 4 Abs. 3 

entsprechend. 

 

(2) Die Zahlungspflicht der Pflegekassen endet dementsprechend mit der Entlas-

sung oder dem Tod der Heimbewohner. Bei Umzug in eine andere Pflegeein-

richtung darf die entlassende Pflegeeinrichtung den Vergütungszuschlag für 

den Verlegungstag nicht berechnen. Im Umzugsmonat ist bei Wechsel in eine 

andere Pflegeeinrichtung taggenau abzurechnen. Gleiches gilt für die Inan-

spruchnahme einer anderen stationären Pflegeeinrichtung (teil- oder vollstatio-

näre Pflegeeinrichtung) im selben Monat. 

 

(3) Die Rechnungsstellung bei vollstationären Einrichtungen erfolgt grundsätzlich 

gemeinsam mit den Entgelten gegenüber den Pflegekassen. Die vollstationäre 

Pflegeeinrichtung stellt sicher, dass bei gemeinsamer Rechnungsstellung mit 

der Pflegevergütung nach § 85 SGB XI der gesonderte Zuschlag getrennt aus-

gewiesen wird. Die Vergütungszuschläge werden zum 15. eines jeden Monats 

fällig. Die Zahlung erfolgt gemeinsam mit der Zahlung der Leistungsbeiträge 

nach § 43 SGB XI von der Pflegekasse unmittelbar an die vollstationäre Pflege-

einrichtung. Die Rechnungsstellung bei stationären Einrichtungen aufgrund des 

Leistungsbezugs der Verhinderungspflege sowie Kurzeitpflege erfolgt 

taggenau. Die stationäre Pflegeeinrichtung stellt sicher, dass bei gemeinsamer 

Rechnungsstellung mit den Pflegevergütungen nach § 85 SGB XI der Betrag 

der gesonderten Zuschläge getrennt ausgewiesen wird. Bei Anspruchsberech-

tigten die als Leistungsbezieher über Verhinderungspflege in der Einrichtung 

betreut werden, erfolgt die Rechnungsstellung über die Vergütungszuschläge 

direkt an die Pflegekasse. Die Bezahlung der Vergütungszuschläge erfolgt ana-

log mit der Zahlung der Leistungsbeträge nach §§ 39,42 SGB XI. 

 

(4) Bei Versicherten der privaten Pflegeversicherung erfolgt eine Kostenerstattung 

direkt an den Versicherten. 

 

(5) Die Regelungen nach § 15 des Rahmenvertrages für Baden-Württemberg nach 

§ 75 SGB XI zur Zahlungsweise gelten entsprechend. 
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§ 5 
Qualitätsprüfung 

 

(1) Die Einhaltung der Regelungen kann im Rahmen der Vorschriften zur Qualitäts-

prüfung nach §§ 114 ff. SGB XI geprüft werden. Darüber hinaus sind die Rege-

lungen und das Verfahren nach § 19 Rahmenvertrag vollstationäre Pflege auch 

für die Personalausstattung gemäß § 43 b SGB XI anwendbar. 

 

(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Anlage nicht vollumfänglich eingehalten 

werden, so können von der Pflegekasse für die Dauer der Vertragsverletzung 

die gezahlten Vergütungszuschläge auch rückwirkend in angemessenem Ver-

hältnis zurückgefordert werden. § 115 Abs. 3 SGB XI gilt entsprechend. 

 

§ 6 

Gültigkeit der Anlage zum Rahmenvertrag 

 

Diese Anlage zum Rahmenvertrag gilt gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI für alle vollstatio-
nären Einrichtungen. 
 

§ 7 

Laufzeit 

 

Diese Anlage zum Rahmenvertrag tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
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